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Drucksache V/830 


Der Bundesminister der Finanzen 

VII B/4 - FA 1060 ^ 9/66 


Bonn, den 14. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

Bezug: Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Gemeinde- 
finanzen 

- Drucksache V/774 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD wird im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Verkehr wie folgt beantwortet ; 


1. Hält die Bundesregierung Sofortmaßnahmen zur Verbesserung 
der Gemeindefinanzen für erforderlich und weldie will sie hierzu 
ergreifen ? 

In dem Gutachten über die Finanzreform in der Bundesrepublik 
Deutschland wird im Zusammenhang mit der Gemeindefinanz- 
reform eine allgemeine Verbesserung der Finanzausstattung 
der Gemeinden vorgeschlagen, die nach dem Zeitplan der Gut- 
achter, soweit es sich um die Beteiligung an der Mineralöisteuer 
handelt, ab 1 . Januar 1 968 und im übrigen frühestens ab 1 . Januar 
1970 verwirklicht werden soll. Bei diesen Terminen haben die 
Gutaditer berücksichtigt, daß unmittelbare Maßnahmen des 
Bundes zugunsten der Gemeinden nur nach einer Reform der 
Finanzverfassung möglich sind. Die umfassenden Vorschläge 
der Sachverständigen-Kommissipn für die Finanzreform werden 
zur Zeit von der Bundesregierung und den Länderregierungen 
geprüft, so daß eine abschließende Stellungnahme zu den ein- 
zelnen Vorschlägen noch nicht abgegeben werden kann. 

Die Bundesregierung teilt jedoch die dem Vorschlag zur Ver- 
besserung der Gemeindefinanzen zugrunde liegende Auffassung, 
daß die gegenwärtige Finanzlage der Gemeinden für 1967 keine 
unmittelbaren Maßnahmen des Bundes mit dem Ziele einer 
sofortigen allgemeinen Verbesserung der Gemeindefinanzen 
erfordert und daß deshalb auch keine vorweggenommene 
Verfassungsänderung nur zugunsten der Gemeindefinanzen 
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vor der allgemeinen Reform der Finanzverfassung in Betracht 
kommt. 

Soweit schon für das Rechnungsjahr 1967 eine allgemeine 
Verstärkung der Finanzausstattung der Gemeinden geboten ist, 
müssen die Länder wie bisher aufgrund ihrer verfassungs- 
mäßigen Zuständigkeit für die ergänzende Finanzausstattung 
der Gemeinden den vordringlidien Finanzbedürfnissen der Ge- 
meinden im Rahmen des gemeindlichen Finanzausgleichs für 
das Rechnungsjahr 1967 Rechnung tragen. 

Die Bundesregierung kann auf diese den einzelnen Ländern 
vorbehaltene Entscheidung keinen Einfluß nehmen. Die Mit- 
wirkung des Bundes ist nach geltendem Verfassungsrecht darauf 
beschränkt, die Verteilung der Gesamtsteuereinnahmen auf 
Bund und Länder der Entwicklung des Bedarfs anzupassen und 
bei der Bemessung des Länderanteils die Finanzbedürfnisse 
der Gemeinden mit zu berücksichtigen. Das Beteiligungsver- 
hältnis muß ab 1. Januar 1967 ohnehin gesetzlich neu geregelt 
werden. Dabei wird die Entwicklung der Einnahmen und Aus- 
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden nach Artikel 106 Abs. 
4 und 8 des Grundgesetzes überprüft werden. Die Bundesregie- 
rung wird den erforderlichen Gesetzentwurf rechtzeitig einbringen 
und damit die in ihre Zuständigkeit fallenden Maßnahmen für 
das Rechnungsjahr 1967 treffen. 


2. Wird die Bundesregierung eine 15%ige Beteiligung der Gemeinden 
am zweckgebundenen Aufkommen der Mineralölsteuer vorsciila- 
gen und einen entsprechenden Gesetzentwurf den gesetzgebenden 
Körperschaften zum Inkrafttreten ab 1. Januar 1967 zuleiten? 

Die Bundesregierung prüft z. Z., wie den Gemeinden sobald wie 
möglich bei Behebung von Verkehrsnotständen im gemeind- 
lichen Aufgabenbereich geholfen, insbesondere aucit in welcher 
Höhe und in welcher Weise diese finanzielle Hilfe für die Ge- 
meinden gewährt werden kann. Neben dem Vorschlag derSach- 
verständigen-Kommission für die Finanzreform, die Gemeinden 
mit einem bestimmten Prozentsatz am zweckgebundenen Auf- 
kommen der Mineralölsteuer zu beteiligen, gehört dazu auch 
die Frage, ob und inwieweit es im Rahmen einer längerfristigen 
Finanzplanung möglich ist, den erforderlichen Betrag durch Ein- 
sparungen an anderer Stelle oder notfalls durch Erhöhung von 
Verkehrsabgaben verfügbar zu machen. 

Die Überlegungen hierzu sind noch nicht abgeschlossen, so daß 
über den Zeitpunkt einer entsprechenden Gesetzesvorlage noch 
nichts gesagt werden kann. 


In Vertretung 

Grund 
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